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Peter Schönfeld

ökonomische Theorie der 
Politik

A. Einleitung
B. Entscheidungsmechanismen
C. Individuelle Entscheidung im politischen Bereich
D. Parteienwettbewerb
E. Regierungsverhalten
F. Interessengruppen
G. Bürokratie
H. Politisch-ökonomische Modelle
I. Auswirkungen auf die Theorie der Wirtschaftspolitik 

und der Beratung

A. Einleitung

1. Gegenstand und Bedeutung

Die ökonomische Theorie der Politik wendet die 
Denkweise und das Instrumentarium der modernen 
Wirtschaftswissenschaft auf politische Prozesse an. 
Ihr liegt das ökonomische Verhaltensmodell zu­
grunde, demzufolge Individuen systematisch auf 
Anreize reagieren und diejenigen Alternativen wäh­
len, die ihnen den größten relativen Nutzen und die 
geringsten Kosten verursachen. Die ökonomische 
Theorie der Politik bemüht sich inhaltlich, Wirt­
schaft und Politik zu verbinden. Sie wird zuweilen 
auch „Neue Politische Ökonomie“ genannt; in den 
Vereinigten Staaten hat sich die Bezeichnung „Public 
Choice“ eingebürgert.

Die ökonomische Theorie der Politik wird in den 
letzten Jahren in der traditionellen Ökonomie zu­
nehmend beachtet. Es wird erkannt, daß politische 
Einflüsse im wirtschaftlichen Bereich bedeutsam sind 

und daß der Ökonom sich deshalb mit dem poli­
tischen Prozeß befassen muß. Manche Bereiche der 
Wirtschaftstheorie, der Finanzwissenschaft und der 
Theorie der Wirtschaftspolitik sind ohne Einbezug 
von Elementen der ökonomischen Theorie der Poli­
tik kaum mehr denkbar.

Die ökonomische Betrachtung der Politik hat vor 
allem die angelsächsische Politikwissenschaft stark 
beeinflußt. Die mathematische oder positive Politik­
wissenschaft ist mit „Public Choice“ weitgehend 
identisch geworden. Im deutschsprachigen Raum 
hingegen ist bisher die ökonomische Theorie der Po­
litik von politikwissenschaftlicher Seite nur wenig 
beachtet worden.

Die ökonomische Theorie der Politik ist ein Teil 
der außermarktlichen Ökonomik, die die moderne 
wirtschaftswissenschaftliche Betrachtung und ins­
besondere das ökonomische Verhaltensmodell auf 
Gebiete außerhalb des Preissystems anwendet, wie 
z. B. auf Probleme der Umwelt, der Gesundheit oder 
der Kriminalität. Sie kann auch als Teil einer all­
gemeinen Politischen Ökonomie angesehen werden, 
die auch marxistische und systemtheoretische An­
sätze umfaßt.

2. Entwicklung

Innerhalb der ökonomischen Theorie der Politik 
lassen sich verschiedene Stufen der Entwicklung 
unterscheiden. Als einer der bedeutendsten Vor­
läufer ist Schumpeter anzusehen, der die Demokratie 
als Konkurrenz der Parteien um Wählerstimmen 
interpretiert und den Parteien Stimmenmaximierung 
unterstellt. Italienische und skandinavische Finanz­
wissenschaftler haben sich bereits im letzten Jahr­
hundert mit den politischen Prozessen beschäftigt, 
die im Zusammenhang mit dem Angebot öffent­
licher Güter relevant sind. Wicksell hat betont, daß 
Staatsausgaben und Staatseinnahmen eng mitein­
ander verknüpft sind und durch den politischen Pro­
zeß bestimmt werden. Vier Werke können als „klas­
sische“ Beiträge zur ökonomischen Theorie der Po­
litik betrachtet werden; sie bilden den Ausgangs­
punkt unterschiedlicher Forschungsrichtungen:

Arrow hat sich als erster zeitgenössischer Autor 
mit der Aggregation individueller Präferenzen zu 
einer gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunktion be­
schäftigt. Downs (1957) hat die Grundzüge eines 
Modells der Parteienkonkurrenz entwickelt und die 
Konsequenzen einer Politik der Stimmenmaximie- 
rung aufgezeigt (ähnlich Herder-Dorneich in 
Deutschland). Buchanan/Tullock haben sich mit 
dem Zustandekommen der grundlegenden Regeln 
und Institutionen in der Gesellschaft auseinander­
gesetzt. Olson hat gezeigt, daß politisch aktive 
Gruppen nur unter bestimmten Voraussetzungen 
gebildet werden und stabil sind.

Die Gedanken dieser „Klassiker“ sind in mannig­
facher Weise ausgearbeitet und verfeinert worden.
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Drei Problemkreise stehen im Vordergrund: Die for­
malen Probleme der Präferenzaggregation (vgl. Art. 
„Wohlfahrtsökonomik III: Wahlverfahren“), der 
politische Wettbewerb und die Theorie privater und 
öffentlicher Interessengruppen. Die ökonomische 
Theorie der Politik ist dabei wesentlich weiterent­
wickelt worden; die Sicht ist aber gleichzeitig auf 
die möglichst präzise Behandlung einzelner Fragen 
verengt worden. Die ökonomische Theorie der Po­
litik ist in den letzten Jahren durch die empirische 
Forschung befruchtet worden. Dazu gehört vor 
allem die Untersuchung des Wählerverhaltens und 
die Schätzung politisch-ökonomischer Modelle.

3. Literatur
Der Stand der ökonomischen Theorie der Politik 

ist in einigen Übersichtsaufsätzen (z. B. Taylor, 
Mueller) aufgearbeitet worden. Lehrbuchartige Dar­
stellungen geben in deutscher Sprache Bernholz 
(1972-1979), Kirsch, sowie Frey (1977), in engli­
scher Sprache Riker/Ordeshook und Fröhlich und 
Oppenheimer. Für deutschsprachige Aufsatzsamm­
lungen ist hinzuweisen auf Widmaier, sowie Pom- 
merehne/Frey.

B. Entscheidungsmechanismen

Gesellschaftliche Entscheidungen lassen sich auf 
verschiedene Arten treffen. Als Grundformen der 
Auseinandersetzung zwischen Individuen und Grup­
pen in der Gesellschaft können (Dahl/Lindblom 
folgend) der Markt, die Demokratie, die Hierarchie 
und Verhandlungen unterschieden werden.

Das Preissystem oder der Markt ist Gegenstand 
der traditionellen Wirtschaftswissenschaft. Dieses 
Entscheidungssystem funktioniert dezentral und 
automatisch, und die Konsumentenpräferenzen 
werden berücksichtigt. Unter bestimmten und genau 
bekannten Bedingungen führt das Preissystem zur 
Pareto-Effizienz.

Das Entscheidungssystem der Demokratie berück­
sichtigt die Präferenzen der Wähler. Als Verfahren 
zur Äußerung dieser Präferenzen stehen Regeln wie 
die einfache oder qualifizierte Mehrheit zur Ver­
fügung. Daneben existiert eine Reihe anderer Ab­
stimmungsverfahren. In repräsentativen Systemen 
können die Individuen ihre Präferenzen in Wahlen 
kundtun und auf diese Weise indirekt die kollek­
tiven Entscheidungen beeinflussen.

Der Entscheidungsmechanismus der Hierarchie ist 
durch formalisierte Befehlsketten, die von oben nach 
unten gehen, durch einen pyramidenförmigen Auf­
bau und durch vertikale Spezialisierung gekenn­
zeichnet. Ihre extremste Form findet sie in der Büro­
kratie, sei es in privaten Großunternehmen, sei es 
beim Staat. Hierarchische Verfahren sind in man­
chen Bereichen der Gesellschaft unentbehrlich, weil 
die anderen Entscheidungsverfahren unzulänglich 
oder überhaupt nicht funktionieren. Die negativen 

Aspekte der Bürokratisierung, wie ungenügende 
Effizienz und mangelhafte Zielorientierung, Lang­
samkeit, Inflexibilität und Schematismus sowie der 
Hang zu autonomem Wachstum, sind nicht zu über­
sehen.

Viele gesellschaftliche Probleme werden mittels 
Verhandlung entschieden. Zwischen Anbietern und 
Nachfragern besteht, abhängig von der Marktform, 
ein Entscheidungsspielraum, innerhalb dessen sich 
die Marktparteien einigen müssen. Am deutlichsten 
ist das bei Auseinandersetzungen zwischen den 
Tarifparteien zu sehen. Das Verhandlungssystem 
ist das hauptsächliche Aktionsgebiet der Interessen­
gruppen.

Bei einer andern Unterscheidung wird der Ab­
wanderung (oder dem Marktaustritt) die Möglich­
keit des Widerspruchs oder Protestes gegenüber­
gestellt (Hirschman). Protest stellt für die Individuen 
die einzige Möglichkeit zur Äußerung und Durch­
setzung ihrer Anliegen dar, wenn keine Substitu­
tionsmöglichkeiten existieren oder eine Abwande­
rung im Vergleich zum erwarteten Vorteil zu kost­
spielig erscheint.

Im folgenden wird der Preismechanismus nicht 
weiter betrachtet, da seine Eigenschaften eingehend 
durch die traditionelle Wirtschaftswissenschaft 
untersucht werden. Die ökonomische Theorie der 
Politik legt das Hauptgewicht auf die Analyse demo­
kratischer und hierarchischer Entscheidungen. Im 
folgenden Abschnitt wird das Kalkül der Individuen 
betrachtet, die im politischen Raum eine Wahl zwi­
schen Alternativen zu treffen haben, um zu einer 
kollektiven Entscheidung zu gelangen. Dazu gehört 
auch der Entschluß, inwieweit ein Individuum sich 
politisch informiert und ob es sich überhaupt an den 
Entscheidungen beteiligt. Die anschließend behan­
delten Modelle der politischen Konkurrenz ziehen 
als zusätzliche Handlungsträger die Parteien in die 
Betrachtung ein. Die Modelle des Regierungs­
verhaltens berücksichtigen darüber hinaus die besse­
ren Möglichkeiten der Beeinflussung politischer Ent­
scheidungen durch die an der Macht befindliche(n) 
Partei(en). Die nächsten Abschnitte befassen sich mit 
dem Einfluß weiterer Handlungsträger auf die kol­
lektiven Entscheidungen, nämlich die Interessen­
gruppen und die (staatliche) Bürokratie. Eine Ge­
samtschau der aus dem Verhalten der Wähler, Par­
teien, Regierung und der anderen Handlungsträger 
resultierenden Interdependenz wird in den am 
Schluß behandelten politisch-ökonomischen Mo­
dellen versucht.

C. Individuelle Entscheidung im politischen 
Bereich

1. Das Verhaltensmodell

Die ökonomische Theorie der Politik geht davon 
aus, daß das Verhalten der Individuen im Wirtschaft- 
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liehen und politischen Raum mit Hilfe des gleichen 
Modells erfaßt werden kann. Verwendet wird das 
ökonomische Verhalterismodell, wonach die Indi­
viduen die ihnen aus alternativen Handlungen er­
wachsenden Nutzen und Kosten vergleichen und 
sich für diejenige Alternative entscheiden, die ihnen 
den höchsten Netto-Nutzen verspricht. Im politi­
schen Raum können die zur Auswahl vorliegenden 
Alternativen in unterschiedlichen Vorschlägen bei 
direkten Abstimmungen oder in unterschiedlichen 
Parteiprogrammen bestehen.

2. Medianwählermodelle

In einigen Ländern wie der Schweiz und den 
Vereinigten Staaten werden den Individuen po­
litische Fragen in einer Vollversammlung (Lands­
gemeinde, „town meeting“ oder Gemeindever­
sammlung zur Entscheidung vorgelegt. Daneben 
gibt es auch Referenden und Initiativen über 
spezifische Fragen. Wird nach der Regel der ein­
fachen Mehrheit entschieden, sind die Präferen­
zen des Medianwählers von ausschlaggebender Be­
deutung, weil er eine Minderheit in eine Mehrheit 
von Wählern verwandeln kann. In einer direkten 
Demokratie, in der die zur Abstimmung vorgeschla­
genen Alternativen während des Entscheidungspro­
zesses beliebig verändert werden können, setzt sich 
diejenige Alternative durch, für die sich der Median­
wähler ausspricht. Allerdings wird nur ein stabiles 
Gleichgewicht erreicht, wenn die Alternativen auf 
einer Dimension angeordnet werden können und 
die Präferenzordnungen eingipflig (vgl. Black) sind.

Das Medianwählermodell kann zur Erklärung 
der Nachfrage nach öffentlich bereitgestellten Gü­
tern und des Angebots in lokalen Gebietskörper­
schaften herangezogen werden. Verwendet werden 
multiple Regressionen, wobei die Ausgaben für die 
einzelnen Kategorien staatlicher Tätigkeit erklärt 
werden. Als unabhängige Variablen dienen der 
Steuer„preis“ und das Einkommen des Median­
wählers.

Das Medianwählermodell wurde am häufigsten 
mit Hilfe von Querschnittsdaten auf der Ge­
meindeebene für die Vereinigten Staaten und die 
Schweiz empirisch getestet (z.B. Bergstrom/Good- 
man, Pommerehne). Die wirtschaftlichen Variablen 
haben in der Regel einen statistisch signifikanten 
Einfluß: Eine Erhöhung des Steuer„preises“, d. h. 
eine Kostensteigerung für die Individuen, vermindert 
und eine Einkommenserhöhung steigert die Nach­
frage und das Angebot öffentlicher Ausgaben.

Mit dem Medianwählermodel) läßt sich auch der 
Einfluß unterschiedlicher politischer Institutionen 
auf die Staatsausgaben nachweisen. Je geringer die 
Mitsprache des Volkes in Form obligatorischer oder 
fakultativer Referenden ist, desto weniger werden 
die Präferenzen der Wähler im politischen Prozeß 
berücksichtigt, d. h., desto stärker weichen die Aus­

gaben in Niveau und Struktur von den Wünschen 
des Medianwählers ab. Die politischen Entschei­
dungsträger haben einen zunehmend großen Spiel­
raum, den insbesondere die staatliche Bürokratie 
in Anspruch nimmt.

Die Medianwählermodelle gelten freilich nur 
unter restriktiven Bedingungen. Insbesondere müs­
sen die zur Entscheidung anstehenden Alternativen 
beliebig veränderbar sein und die Stimmbeteiligung 
wird als konstant (und oft als vollständig) unter­
stellt.

3. Information und politische Beteiligung

Die Individuen müssen sich auch entscheiden, 
wieviele Informationen sie sammeln und verarbeiten 
wollen. In der Regel haben sie nur einen geringen 
Anreiz zur Informationssuche: Die Wahrscheinlich­
keit, die politische Entscheidung — insbesondere bei 
formalen Abstimmungen und Wahlen — beeinflussen 
zu können, wird von ihnen als gering eingeschätzt, 
jedenfalls sind die Kosten des Informationserwerbs 
im Vergleich dazu meist hoch.

Das Entscheidungskalkül der Individuen über die 
Teilnahme an politischen Entscheidungen läßt sich 
folgendermaßen darstellen:

H= N ■ P - K + D,

wobei H = Gesamtnutzen aus einer politischen Be­
teiligung, N = erwarteter Nutzen aus den Auswir­
kungen der kollektiven Entscheidung, P = Wahr­
scheinlichkeit, daß dieses Ergebnis aufgrund des 
eigenen Handelns zustandekommt, K = individuelle 
Kosten und D = individueller Nutzen der politi­
schen Aktivität (z. B. der Stimmbeteiligung). Ein 
Wähler beteiligt sich, wenn sein Nutzen H im Ver­
gleich zu alternativen Tätigkeiten genügend groß 
ist.

Bei einer großen Zahl von Wählern ist die Wahr­
scheinlichkeit P, daß ein bestimmter Wähler die ent­
scheidende Stimme abgibt, sehr gering. Selbst wenn 
ein wesentlicher Unterschied in den Auswirkungen 
der vorgelegten Alternativen oder Parteiprogramme 
N vorliegt, ist das Produkt P ■ N klein. Aufgrund 
dieser Faktoren haben die Individuen nur einen ge­
ringen Anreiz, sich politisch zu beteiligen. Wichtiger 
als das absolute Niveau der Beteiligung dürfte deren 
Variabilität sein. Wenn sich N entweder für alle 
Wähler oder für einzelne Gruppen wesentlich än­
dert, kann erwartet werden, daß auch die politische 
Beteiligung variiert.

Wegen der geringen Größe des Produktes P • N 
wird die politische Beteiligung maßgeblich durch 
die individuellen Nutzen D und Kosten K der poli­
tischen Aktivität bestimmt. Politische Beteiligung 
kann einen vom Ergebnis unabhängigen Nutzen 
bringen, wenn mittels Erziehung und Ausbildung 
eine entsprechende intrinsische Motivation vermit­
telt wird.
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Das Entscheidungskalkül der Wähler wurde vor 
allem für die Vereinigten Staaten empirisch getestet. 
Die Wahlbeteiligung erwies sich als signifikant hö­
her, je knapper das erwartete Wahlergebnis, d.h. je 
größer die erwartete Wahrscheinlichkeit war, das 
Ergebnis zu beeinflussen (P), und je geringer die 
Kosten der politischen Beteiligung (K), z. B. je ge­
ringer die notwendigen Formalitäten und Zeitkosten 
für die Stimmabgabe waren.

D. Parteienwettbewerb

1. Das Modell

Parteien können die Präferenzen der Individuen 
im politischen Prozeß vertreten und durchzusetzen 
versuchen (repräsentative Demokratie). Die Wähler 
werden sich für diejenige Partei entscheiden, die 
ihren eigenen Auffassungen am nächsten steht. 
Demokratie läßt sich als Konkurrenz von Parteien 
um die Stimmen der Wähler interpretieren. Es be­
steht eine Analogie zum Marktmodell: An die Stelle 
gewinnmaximierender Unternehmer treten stimmen­
maximierende Politiker (Downs 1957). Beide kön­
nen nur überleben, wenn sie auf die Präferenzen der 
Bevölkerung (als Konsumenten oder Wähler) ein­
gehen. Wie beim Markt, führt die „unsichtbare 
Hand“ des Wettbewerbs dazu, daß die Verfolgung 
des eigenen Vorteils durch die wirtschaftlichen und 
politischen Handlungsträger indirekt die allgemeine 
Wohlfahrt fördert. Das Modell der Parteienkon­
kurrenz liegt für den Fall zweier Parteien in forma­
lisierter Form vor (vgl. z.B. Riker/Ordeshook). 
Die von den einzelnen Parteien vorgeschlagenen 
und durchgeführten Programme und die Präferenzen 
der Wähler können auf einer einheitlichen Skala, 
die einer räumlichen Dimension entspricht, aufge­
reiht werden (Hotelling). Eine Partei, die sich nach 
den Präferenzen der Wähler in der Mitte der Wähler­
verteilung richtet, gewinnt Stimmen auf Kosten der 
anderen Partei, eben weil die Wähler sich für die­
jenige Partei entscheiden, die ihren eigenen Wün­
schen am nächsten steht.

Das Standardmodell der Zwei-Parteien-Konkur- 
renz führt im Gleichgewicht und unter einigen ein­
schränkenden Annahmen zu folgenden Ergebnissen: 
Beide Parteien bieten identische Programme im 
Median der Wählerpräferenzverteilung an. Es stellt 
sich somit ein Gleichgewicht wie bei den direk­
ten Volksentscheidungen (Medianwählermodell) 
ein. Der Zufall entscheidet, welche Partei zu einem 
bestimmten Zeitpunkt an der Regierung ist und das 
vorgeschlagene Programm durchführt. Das Gleich­
gewicht ist Pareto-optimal. Könnte nämlich eine der 
beiden Parteien ein Programm vorlegen, das wenig­
stens einen Wähler besserstellt, ohne irgendeinen 
anderen Wähler schlechter zu stellen, könnte sie zu­
mindest eine Wählerstimme gewinnen. Eine stim­
menmaximierende Partei wird diese Möglichkeit 

zum Wahlsieg ausnützen und ein entsprechendes 
Programm vorlegen. Die Konkurrenz zwingt die 
Parteien vollständig, auf die Präferenzen der Wähler 
einzugehen. Die regierende Partei kann keine eigenen 
Vorstellungen gegenüber den Wählern durchsetzen, 
ein „Monopolgewinn“ kann nicht entstehen. Wegen 
der Identität der vorgelegten Programme hat kein 
Wähler einen Anreiz, sich politisch zu betätigen. Die 
Stimmenbeteiligung hat nur im Ungleichgewicht eine 
Funktion, nämlich die Parteien zur Einnahme einer 
Medianposition zu zwingen.

Das skizzierte Grundmodell ist in verschiedener 
Hinsicht verändert und erweitert worden. So kann 
z. B. berücksichtigt werden, daß sich die an den 
extremen Enden der Präferenzskala angesiedelten 
Wähler der Stimme enthalten können, wenn die 
ihnen nahestehende Partei ihre Position zur Mitte 
hin verändert. In diesem Falle sind die Parteien 
gezwungen, die Stimmenmajorität zu maximieren. 
Die Wähler mit extremen Präferenzen können ihre 
Wünsche auch mittels „Protest“ äußern. Sie können 
bisher unausgenützte Ressourcen zur Beeinflussung 
der Position „ihrer“ Partei mobilisieren und da­
durch ein Zusammenrücken auf den Wählermedian 
verhindern. Ein Auseinanderrücken ist auch zu er­
warten, wenn die politischen Kandidaten zuerst die 
Mehrheit innerhalb ihrer eigenen Partei erringen 
müssen, bevor sie sich als Parteivertreter der Be­
völkerung als Ganzes stellen. Eine optimale Strategie 
liegt in diesem Fall zwischen dem Median der Par­
teimitglieder und dem der Gesamtbevölkerung (z. B. 
Coleman 1971).

Eine Berücksichtigung von mehr als zwei konkur­
rierenden Parteien bereitet wegen der Möglichkeit 
von Koalitionen zwischen den Parteien große Pro­
bleme. Bisher ist es noch nicht gelungen, die Mög­
lichkeiten der Koalitionsbildung (vgl. z. B. Taylor/ 
Laver) befriedigend in das Modell der Parteienkon­
kurrenz einzubauen. Werden Koalitionen vernach­
lässigt und wird darüber hinaus eine Gleichvertei­
lung der Wähler über die ideologische Skala unter­
stellt und strategisches Wählen ausgeschlossen, er­
gibt sich eine Häufung der Parteien an den Extre­
men, während die zentralen Positionen jeweils nur 
von einer Partei eingenommen werden. Für den Fall 
dreier Parteien existiert kein Gleichgewicht. Dieses 
theoretisch abgeleitete Ergebnis erscheint allerdings 
wenig plausibel.

Ähnliche Schwierigkeiten ergeben sich beim Ver­
such, den zeitlichen Ablauf der Parteienkonkurrenz 
zu erfassen, insbesondere wenn mehrere Dimensio­
nen des Programmes zugelassen werden und damit 
das Unmöglichkeitstheorem relevant wird. Die Op­
positionspartei würde danach regelmäßig die Wah­
len gewinnen, weil sie jede beliebige Position einneh­
men kann, während die Regierungspartei durch ihr 
bisheriges Programm gebunden ist. Bei jeder Wahl 
sollte somit die Regierungspartei wechseln. Es läßt 
sich zeigen, daß die Sequenz der vorgeschlagenen 
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und durchgeführten Programme unter bestimmten 
einschränkenden Bedingungen auf einen Pareto­
optimalen Gleichgewichtsbereich konvergiert (Kra­
mer 1977). Derartige Modelle sind jedoch äußerst 
abstrakt und erfassen nur einen kleinen Teil der 
dynamischen Aspekte der Parteienkonkurrenz.

2. Anwendungen und Einschätzung

Das allgemeine Modell der Stimmenmaximie­
rung ist auf viele verschiedene Fragen angewandt 
worden. So ist etwa untersucht worden, welche 
Budgetgröße zustandekommt, wenn einzelne Grup­
pen von Wählern unterschiedlich über Nutzen und 
Kosten des Budgets informiert sind. Eine Erhöhung 
des eigenen Einkommens ist für jede einzelne Gruppe 
stark fühlbar, während insbesondere Erhöhungen 
indirekter Steuern für den weiteren Kreis betroffe­
ner Konsumenten-Wähler oft unmerklich sind. Ein 
Individuum wird sich auch deshalb vor allem für 
Verbesserungen seiner eigenen Einkommensposition 
interessieren und sich entsprechend einsetzen, weil 
es davon unmittelbar profitiert. Verbesserungen auf 
der Konsumentenseite stellen hingegen ein „öffent­
liches Gut“ dar, das allen zugutekommt, so daß für 
den einzelnen wenig Anreiz besteht, sich dafür ein­
zusetzen (Trittbrettfahrerverhalten). Eine stimmen­
maximierende Regierung bevorzugt daher tenden­
ziell die Einkommensempfänger auf Kosten der Kon­
sumenten und Steuerzahler, indem z. B. die Umsatz- 
oder Mehrwertsteuer angehoben wird um damit 
Sozialausgaben (etwa für Rentner) zu finanzieren. 
Aus ähnlichen Gründen wird die Regierung Sek­
toren mit langsamem Wachstum und niedriger 
Kapitalintensität begünstigen, weil dort viele Wähler 
beschäftigt sind, die staatliche Bemühungen zur 
Steigerung ihres Einkommens (etwa mittels Subven­
tionen oder Preisgarantien) besonders intensiv zur 
Kenntnis nehmen (Bernholz 1966).

Das entwickelte formale Modell vollständiger 
politischer Konkurrenz ist noch kaum empirisch ge­
testet worden. Die Voraussetzungen sind wirklich­
keitsfern, denn es gibt nur wenige Länder mit genau 
zwei Parteien und vor allem finden Wahlen nicht 
kontinuierlich, sondern in der Regel nur alle vier bis 
fünf Jahre statt. Das Modell unterstellt in jedem 
Zeitpunkt eine völlig gleiche Ausgangsposition der 
Parteien; der Regierungspartei wird hinsichtlich In­
formation und Werbung kein Vorteil zugestanden.

E. Regierungsverhalten

In vielen Ansätzen der ökonomischen Theorie der 
Politik werden spezielle Annahmen über die Regie­
rung getroffen. Zwischen den Wahlen besitzt sie in 
vielen Ländern eine monopolartige Position. Die 
Regierung kann viele Instrumente einsetzen, die der 
Opposition nicht zur Verfügung stehen.

In letzter Zeit ist die klassische ökonomische Ver­
haltensannahme der Nutzenmaximierung unter 
Nebenbedingungen in den Vordergrund gerückt 
(Frey 1977). Der Nutzen der Politiker und damit der 
Regierung wird in der Verwirklichung ihrer ideolo­
gischen Vorstellungen gesehen. So kann z. B. unter­
stellt werden, daß eine eher linksstehende Regierung 
eine Nivellierung der Einkommensverteilung, Sozial­
programme und eine Ausweitung staatlicher Ein­
griffe anstrebt. Die Regierung hat bei ihren Hand­
lungen eine große Zahl von Restriktionen zu beach­
ten. Am wichtigsten ist die Notwendigkeit der 
Wiederwahl, denn ohne an der Macht zu sein, kön­
nen die ideologischen Vorstellungen nicht in die Tat 
umgesetzt werden. Nur wenn die Wiederwahl- 
Restriktion völlig dominiert, ist die Regierung ge­
zwungen, eine Politik der Stimmenmaximierung zu 
betreiben. Die Regierung muß auch administrative, 
legale, finanzielle (insbesondere die Budget- und 
Zahlungsbilanzrestriktionen) und instrumentelle 
Nebenbedingungen berücksichtigen.

Das Verhalten der Regierung orientiert sich haupt­
sächlich an den Präferenzen der Stammwähler. Be­
findet sich eine linksorientierte Partei an der Macht, 
wird vor allem auf die Präferenzen der unteren Ein­
kommensschichten eingegangen, weil sich dort das 
traditionelle Stimmenreservoir befindet. Da die un­
teren Schichten vor allem unter der Arbeitslosigkeit 
leiden, verfolgt eine linksorientierte Regierung ce- 
teris paribus eher eine Vollbeschäftigungspolitik. 
Eine rechtsorientierte Regierung legt relativ mehr 
Wert auf Preisstabilität, weil die sie unterstützenden, 
oberen Einkommensschichten von Arbeitslosigkeit 
weniger betroffen werden. Empirische Untersuchun­
gen für die Vereinigten Staaten und England stützen 
diese Hypothese des Regierungsverhaltens (Hibbs).

Wird eine Regierung als eine Koalition unter­
schiedlicher Gruppen innerhalb einer Partei oder 
verschiedener Parteien betrachtet, kommt als Ver­
haltensannahme auch die „Minimierung der Majori­
tät“ in Betracht (Riker). Je größer eine Koalition, 
desto weniger Möglichkeiten hat der Regierungs­
chef, die Mitglieder seiner Regierung und Anhänger 
im Parlament für ihre Unterstützung zu belohnen, 
weil er die „Geschenke“ (in Form von Macht, 
Prestige und Einkommen) auf eine größere Zahl 
von Empfängern verteilen muß. Der Regierungs­
chef wird dann die erfolgreichste Politik durch­
führen können, wenn er nur gerade die zur Bestäti­
gung seiner Regierung notwendige parlamentarische 
Mehrheit hat: In diesem Fall kann er seine Anhänger 
mit den größten Zuwendungen belohnen. Gleich­
zeitig kann er die Parlamentsfraktion seiner Partei 
am besten disziplinieren, weil allen ihren Mitgliedern 
bewußt ist, daß ein Abweichen dazu führt, daß ihre 
Partei die Macht verliert.

Das Verhalten der Regierung kann in bestimmten 
Fällen auch im Sinne einer Koalition gegen die Wäh­
ler interpretiert werden (Wittman). Die Regierung
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verabredet sich mit der Opposition, gemeinsam die 
Wähler „auszubeuten“. Eine derartige Koalition 
läßt sich freilich nur aufrechterhalten, wenn sie den 
Zugang zum politischen System und zu den ent­
sprechenden Machtmitteln kontrollieren kann. An­
dernfalls lohnt es sich für eine außenstehende Partei, 
ein für die Bevölkerung günstigeres Programm vor­
zulegen, um damit die Wahlen zu gewinnen.

F. Interessengruppen

Gruppen werden im Rahmen der ökonomischen 
Theorie der Politik vorwiegend im Zusammenhang 
mit dem Angebot öffentlicher Güter analysiert. 
Interessengruppen bieten ein öffentliches Gut an, 
indem sie für einen wirtschaftlichen Bereich, einen 
Berufszweig oder eine Schicht besondere Vorteile 
mittels politischer Aktivität zu erlangen suchen. 
Diese Vorteile kommen in der Regel einem Kreis von 
Individuen zugute, unabhängig davon, ob diese sich 
an den Kosten der Aktivität der Interessenorgani­
sation beteiligen. Ein rational handelndes Indivi­
duum (oder eine Unternehmung) hat deshalb im 
allgemeinen keinen Anreiz, einer Interessenvertre­
tung beizutreten und zur Finanzierung ihrer Aktivi­
tät beizutragen. Eine stabile Interessengruppe 
kommt nur zustande, wenn eine (oder mehrere) der 
folgenden Bedingungen erfüllt sind (Olson):

(1) Die Mitgliederzahl ist so klein, daß eine un­
mittelbare gegenseitige Abhängigkeit und damit 
ein sozialer Druck entsteht, der die Individuen 
zum Beitritt veranlaßt;

(2) die Gruppe wird durch staatlichen Zwang ge­
bildet;

(3) das Angebot des öffentlichen Gutes wird mit 
einem privaten Gut, das nur Mitglieder erwer­
ben können, verknüpft („selektive Anreize“).

Gemäß dieser Theorie wird nur ein Teil der Inter­
essen von Gruppen in der Bevölkerung im politi­
schen Prozeß durch eine Organisation vertreten; 
gemeinsame Anliegen genügen nicht. Interessen 
jener Teile der Bevölkerung, bei denen keine der drei 
genannten Bedingungen zur effektiven Organisation 
erfüllt ist, bleiben jedoch nicht notwendigerweise 
unberücksichtigt. Initiative Politiker können sich 
dieser Wünsche annehmen und davon eine Unter­
stützung in Form von Stimmen erwarten.

Aus den Bedingungen zur Bildung stabiler Inter­
essengruppen läßt sich ableiten, daß die kleinen Mit­
glieder einer Gruppe die großen Mitglieder „aus­
beuten“ können. Innerhalb einer Organisation kön­
nen die großen Mitglieder aus der Bereitstellung des 
öffentlichen Gutes einen so großen Nutzen ziehen, 
daß sie ein Angebot besonders intensiv fördern, nöti­
genfalls sogar allein finanzieren. Die Verhandlungs­
position der Großen ist deshalb relativ ungünstig, 
so daß sie einen überproportionalen Anteil an den 
Erstellungskosten übernehmen müssen. Diese 

Theorie hat sich z.B. für die Nato bestätigt, zu der 
die USA einen weit überproportionalen Kostenanteil 
beisteuern. Die kleinen Nationen wissen, daß sie 
vom öffentlichen Gut „Verteidigung“ auch dann 
Nutzen ziehen, wenn sie finanziell wenig oder nichts 
beitragen.

Als primäre Faktoren des politischen Einflusses 
der Interessengruppen können der Informations- 
vorsprung gegenüber der Regierung, der Einsatz 
ihrer Marktmacht zur Störung des Wirtschafts­
ablaufs und die finanziellen Zuwendungen an die 
Parteien angesehen werden. Unter den unmittel­
baren Determinanten spielen die Mitgliederzahlen, 
die Straffheit der Organisation, etc. eine Rolle.

Interessengruppen sind oft indirekt im Parlament 
vertreten, insbesondere weil sie den ihnen genehmen 
Kandidaten finanzielle und organisatorische Mit­
hilfe beim Wahlkampf leisten können. Als Mittel 
zum Durchsetzen ihrer Forderungen verwenden die 
Interessengruppen vor allem im Parlament häufig 
den Stimmentausch („logrolling“). Diese Variante 
strategischen Wählens läßt sich dann einsetzen, 
wenn die Gruppen den verschiedenen Abstimmun­
gen unterschiedliche Bedeutung zumessen. In einer 
für sie unwichtigen Angelegenheit wird eine orga­
nisierte Gruppe bereit sein, zugunsten der Interessen 
einer anderen Gruppe (und damit gegen ihre eigene 
Präferenz) einzutreten, wenn sie im Gegenzug durch 
die andere Gruppe in einer für sie besonders wichti­
gen Angelegenheit unterstützt wird. Neben diesem 
expliziten Stimmentausch zwischen verschiedenen 
Alternativen kann es auch ein implizites Vorgehen 
geben. Mittels Verknüpfung zweier geeignet formu­
lierter Vorlagen, von denen jede für sich allein ge­
nommen nur eine Minorität interessiert, kann 
zusammengenommen eine Mehrheit erreicht wer­
den („package deal“). Der Stimmentausch gibt or­
ganisierten Minoritäten die Möglichkeit, ihre inten­
siven Präferenzen im politischen Prozeß durchzu­
setzen.

G. Bürokratie

Die ökonomische Theorie der Bürokratie beschäf­
tigt sich sowohl mit der internen Funktionsweise als 
auch dem extern orientierten Handeln von hierar­
chisch aufgebauten Organisationen, insbesondere 
der staatlichen Verwaltung. (Vgl. Blankart; Borcher­
ding.)

Bürokraten wird — wie in der ökonomischen 
Theorie der Politik üblich — Maximierung ihres 
Eigennutzens unterstellt; an der Erreichung der 
offiziellen Ziele der Organisation sind sie nicht 
direkt interessiert (Downs 1967, Tullock). Das Ziel 
der einzelnen Bürokraten ist auf Macht, Prestige, 
Sicherheit und Einkommen ausgerichtet, alles Ele­
mente, die eng mit der hierarchischen Position ver­
knüpft sind. Im eigenen Interesse der Bürokraten 
wird nur ein Teil der Informationen nach oben und 



Ökonomische Theorie der Politik 665

Wahlsieg wird eine restriktive Politik unternom­
men, um die inflationären Erwartungen zu dämp­
fen. Die kurzfristige Phillips-Kurve verschiebt sich 
dadurch zum Ursprung hin. Auf die Wahlen zu wird 
eine expansive Politik unternommen, um die Ar­
beitslosenquote zu senken. Die verzögert folgende 
Inflationssteigerung tritt, mindestens zum Teil, erst 
nach dem Wahlzeitpunkt in Erscheinung, belastet 
also die gegenwärtige Regierung nicht. Dieser po­
litische Konjunkturzyklus wiederholt sich nur dann 
in jeder Legislaturperiode in gleicher Weise, wenn 
die Wähler nicht merken, daß die Regierung mit 
dieser Politik ihre Wahlchancen verbessert. Wenn 
sie dieses Verhalten bei ihrer Wahlentscheidung be­
rücksichtigen, wird der Anreiz zur Herbeiführung 
eines Zyklus für die Regierung schwächer oder ver­
schwindet ganz.

Ein politischer Konjunkturzyklus der beschriebe­
nen Art läßt sich für einige Länder und Perioden 
empirisch nachweisen (z.B. für die USA, Tufte). 
Für die Bundesrepublik Deutschland ist ein aus­
geprägter Zyklus wegen der starken Exportabhän­
gigkeit, den Landtagswahlen etc. nicht zu er­
warten.

Eine andere Varainte politisch-ökonomischer Mo­
delle (Frey/Schneider) untersucht das Verhalten 
einer (unter Nebenbedingungen) nutzenmaximieren­
den Regierung bei unvollständiger Information im 
Rahmen gesamtwirtschaftlicher Beziehungen. Die 
Regierung muß vor allem die Wiederwahl-Restrik­
tion zu erfüllen suchen. Sie unterscheidet zwei Zu­
stände: Erscheint die Wiederwahl als sicher, kann 
sich die Regierung eine ideologisch orientierte Po­
litik leisten. Im einfachsten Fall wird eine links­
orientierte Partei eine Erhöhung und eine rechts­
orientierte Partei eine Senkung der Staatseinnahmen 
und -ausgaben (gegenüber dem Trend) vornehmen. 
Erscheint hingegen eine Wiederwahl gefährdet, wird 
eine wählerwirksame Politik verfolgt.

Die Wiederwahlchance der Regierung hängt 
wesentlich von der Wirtschaftslage ab. Aufgrund 
des geringen Anreizes zur Informationssuche und 
-Verarbeitung machen sich die Individuen die Wahl­
entscheidung einfach: Sind sie mit der Wirtschafts­
lage zufrieden, tendieren sie dazu, weiterhin die Re­
gierung zu unterstützen; sind sie mit der Wirt­
schaftslage hingegen unzufrieden, erwägen sie, sich 
für die Opposition auszusprechen. Die Regierung 
wird somit für die Wirtschaftslage verantwortlich 
gemacht.

Die Einschätzung der Regierung durch die Be­
völkerung, die selbstverständlich auch von nicht- 
wirtschaftlichen Faktoren abhängr, kann anhand 
von zwei Indikatoren erfaßt werden: Vergangene 
Wahlergebnisse auf verschiedenen staatlichen Ebe­
nen und Popularitätsindizes, die durch Meinungs­
befragungsinstitute ermittelt werden. Die Populari­
tätsdaten ermöglichen in der Regel eine gute Vor­
aussage der tatsächlichen Wahlergebnisse. Der An­

teil einer Partei an den Parlamentssitzen kann aller­
dings erheblich vom Stimmenanteil abweichen, ins­
besondere wenn in den einzelnen Wahlkreisen nach 
dem Mehrheitsprinzip entschieden wird.

Die empirische Schätzung von Wahlfunktionen 
ist problematisch, weil wegen der geringen Zahl von 
Beobachtungen lange Stützperioden notwendig sind, 
innerhalb denen Veränderungen in der Einschätzung 
der Leistungen der Regierung anhand der Wirt­
schaftslage stattfinden können. In der ersten Schät­
zung mit ökonometrischen Methoden von Kramer 
(1971) für die amerikanischen Kongreßwahlen wird 
ein signifikant negativer Einfluß der Inflationsrate 
und ein positiver Einfluß der Wachstumsrate des 
Realeinkommens auf den Stimmenanteil der Partei 
des Präsidenten festgestellt. Dieses Ergebnis ist 
allerdings umstritten.

Popularitätsfunktionen sind in den letzten Jahren 
für verschiedene Länder ökonometrisch getestet 
worden. Der Einfluß der durch makroökonomische 
Variablen erfaßten Wirtschaftslage kann als ge­
sichert angenommen werden. In europäischen Län­
dern senkt vor allem eine Erhöhung der Arbeits­
losenquote die Popularität der Regierung. Auch die 
Inflationsrate hat häufig eine signifikant negative 
Wirkung, während die Wachstumsrate des realen 
Pro-Kopf-Einkommens der Bevölkerung nur in eini­
gen Fällen statistisch signifikant positiv ist. Die 
Schätzungen sind numerisch recht instabil, lassen 
sich also kaum für Wahlprognosen verwenden, sind 
aber im Rahmen politisch-ökonomischer Modelle 
sinnvoll.

Die Forschung hat sich auch mit dem unterschied­
lichen Einfluß der Wirtschaftslage auf Regierung 
und einzelne Parteien, dem Erinnerungsvermögen 
der Wähler, der unterschiedlichen Einschätzung von 
Inflation und Arbeitslosigkeit nach Einkommens­
schichten, dem Unterschied zwischen objektiv ge­
gebener und subjektiver Einschätzung der Wirt­
schaftslage sowie mit Gewöhnungseffekten der 
Wähler befaßt (vgl. z. B. Kirchgässner).

I. Auswirkungen auf die Theorie der 
Wirtschaftspolitik und der Beratung

Die Erkenntnisse der ökonomischen Theorie der 
Politik haben grundlegende Auswirkungen auf die' 
Theorie der Wirtschaftspolitik. Dem traditionellen 
Ansatz zufolge, der durch die Theorie quantitativer 
Wirtschaftspolitik und die Theorie optimaler Kon­
trolle formalisiert wurde, kann eine optimale Politik 
abgeleitet werden, indem (implizit oder explizit) 
eine gesellschaftliche Wohlfahrtsfunktion unter Be­
rücksichtigung der wirtschaftlichen Nebenbedin­
gungen maximiert wird. Dabei wird erwartet, daß 
die Regierung die optimale Politik zur Kenntnis 
nimmt und die ihr zur Verfügung stehenden Instru­
mente entsprechend einsetzt.
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Vom Standpunkt der ökonomischen Theorie der 
Politik drängen sich vor allem zwei Einwände auf:

(1) Wie in der Theorie der Präferenzaggregation 
nachgewiesen wird, existiert unter realistischen 
Bedingungen keine gesellschaftliche Wohlfahrts­
funktion, die sich widerspruchslos aus den Präfe­
renzen der Individuen ableiten ließe. Die in der tra­
ditionellen Theorie unterstellte gesellschaftliche 
Wohlfahrtsfunktion hat einen diktatorischen Cha­
rakter. Sie paßt schlecht in eine demokratische Ge­
sellschaft.

(2) Eine Regierung hat weder die Möglichkeit 
noch den Anreiz, eine die gesellschaftliche Wohl­
fahrt maximierende Politik zu verfolgen. Unter 
demokratischen Bedingungen, d.h. bei hinreichen­
der politischer Konkurrenz, muß sie sich bemühen, 
die zur Wiederwahl notwendige Zahl an Wähler­
stimmen zu sichern. Die Regierung ist — wie ins­
besondere die politisch-ökonomischen Modelle ge­
zeigt haben — ein endogener Bestandteil des gesell­
schaftlichen Gesamtsystems. Sie führt nur diejenigen 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen durch, die für 
sie selbst von Vorteil sind, wobei sie allerdings die 
z.T. stark bindenden Einschränkungen von außen 
(z.B. infolge des Einflusses der staatlichen Büro­
kratie) berücksichtigen muß.

Erst in jüngster Zeit sind Überlegungen darüber 
angestellt worden, wie Wirtschaftspolitik bei endo­
gener Regierung (und endogenen andern politischen 
Entscheidungsträgern wie der Notenbank) betrie­
ben werden kann (Buchanan; Gäfgen; Frey 1978 b). 
Wäre das politisch-ökonomische System vollständig 
geschlossen, hinge seine zeitliche Entwicklung aus­
schließlich von den Parametern der Strukturglei­
chungen ab und könnte nicht von außen beeinflußt 
werden. Es ist aber - wie gezeigt wurde — realistisch 
davon auszugehen, daß die wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträger nur unvollständig informiert 
sind. Ein ökonomischer Berater kann deshalb den 
Wirtschaftsprozeß beeinflussen, indem er Informa­
tionen anbietet. Grundsätzlich kann er auf zwei 
unterschiedlichen Ebenen ansetzen:

(1) Auf der Ebene des Grundkonsenses (oder Ver­
fassungsvertrags) kann er die Individuen darüber 
beraten, welche gesellschaftlichen Arrangements 
vorteilhaft sind. Die Individuen können derartigen 
Kontrakten zustimmen, weil sie sich hinter dem 
Schleier der Ungewißheit („veil of uncertainty“, vgl. 
Rawls) befinden und nicht wissen, welche Position 
sie und ihre Nachkommen in der zukünftigen Ge­
sellschaft einnehmen werden. Die Entscheidungen 
werden freiwillig und einstimmig getroffen. Mittels 
Grundkonsenses werden die Spielregeln festgelegt, 
die in der laufenden politischen Auseinandersetzung 
gelten sollen. Dazu gehören die Garantie der indi­
viduellen und sozialen Grundrechte, das Festlegen 
der Grundregeln auf politischem (z.B. der Abstim­
mungsregeln) und wirtschaftlichem (z.B. des Preis­
systems als vorherrschendem Allokationsmecha­

nismus) Gebiet sowie die Einigung über die Ver­
fahren zur Konfliktregelung (z.B. mit Hilfe einer 
kooperativen Einkommenspolitik).

(2) Der wirtschaftspolitische Berater kann im 
laufenden politischen Prozeß den einzelnen Ent­
scheidungsträgern Ratschläge erteilen, wie sie ihre 
eigenen Ziele am besten erreichen. Er kann die Wäh­
ler über die wirtschaftspolitischen Leistungen der 
Regierung informieren und ihnen damit eine ihren 
Präferenzen entsprechende Entscheidung zwischen 
Regierung und Oppositionsparteien erleichtern. Die 
Regierung kann er zum bestmöglichen Einsatz der 
ihnen zur Verfügung stehenden wirtschaftspoliti­
schen Instrumente anleiten und ihnen damit helfen, 
ihre ideologischen Vorstellungen und die Wieder­
wahl zu erreichen. Den Oppositionsparteien kann er 
Ratschläge über ein möglichst wählerwirksames 
Programm erteilen. Sind die Spielregeln auf der 
Ebene des Grundkonsenses richtig festgelegt, führt 
diese „parteiische“ Beratung zu einer Steigerung der 
Wohlfahrt aller.
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E. Superspielmodelle
F. Dynamische Modelle
G. Stufenspielmodelle

A. Einleitung

Das Oligopol wird im allgemeinen als eine Markt­
form beschrieben, in der wenige Anbieter einer 
großen Zahl von relativ kleinen Nachfragern gegen- 
überStehen. In der Realität gibt es viele Märkte, die 
annäherungsweise diesem Bild entsprechen.

Ein charakteristisches Merkmal von Oligopolsi­
tuationen ist die strategische Interdependenz, die 
darin besteht, daß ein rational handelnder Oligo­
polist die Überlegungen seiner Wettbewerber in den 
eigenen Kalkül einbeziehen muß.

Die Oligopoltheorie wird hier als Teilgebiet der 
formalisierten Wirtschaftstheorie verstanden. Sie 
beschäftigt sich mit Modellen des Anbieterwett­
bewerbs auf Märkten mit nicht zu vernachlässigen­
der strategischer Interdependenz.

Die Spieltheorie ist als allgemeine Theorie rationa­
ler Entscheidungen in interpersonellen Konfliktsitua­
tionen der natürliche Rahmen für jede auf uneinge­
schränkten Rationalitätsannahmen aufbauende Oli­
gopoltheorie. Das Problem der strategischen Interde­
pendenz wird in der Spieltheorie, losgelöst von 
speziellen Anwendungsbezügen, thematisiert.

Die wettbewerbstheoretische Literatur enthält in­
teressante Überlegungen zum Oligopolproblem, die 
hier wegen ihres geringen Formalisierungsgrades 
nicht berücksichtigt werden. In diesem Zusammen­
hang sei auf Lehrbücher der Wettbewerbstheorie 
hingewiesen (Heuß, Scherer, Jacquemin).

Die in der experimentellen Wirtschaftsforschung 
durch systematische Auswertung des Verhaltens von 
Versuchspersonen in Oligopolspielserien gewonne­
nen Erkenntnisse können hier nicht dargestellt wer­
den, obwohl sie für die Weiterentwicklung der Theo­
rie von Bedeutung sein dürften (Sauermann).
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Die als realistische Beschreibungsversuche außer­
ordentlich bemerkenswerten Simulationsmodelle der 
Verhaltenstheorie der Unternehmung werden hier 
nicht näher erläutert, da sie wegen ihrer mangeln­
den Analysierbarkeit noch nicht im wünschenswer­
ten Ausmaß theoretisch fruchtbar geworden sind.

Eine vom modernen Standpunkt aus geschriebene 
Übersicht muß das Hauptgewicht auf neuere Ent­
wicklungen legen. Die verwirrende Vielfalt der oft 
nur ungenau formulierten und schwer nachvollzieh­
baren älteren Oligopollösungen kann nicht in voller 
Breite erfaßt werden.

Zwei wichtige, in den letzten Jahren erschienene- 
Monographien zur Oligopoltheorie lassen ebenso 
wie das Pionierwerk von Shubik die spieltheoretische 
Orientierung bereits im Titel erkennen (Shubik, 
Telser, Friedman). Die Neuauflage des bekanntesten 
deutschsprachigen Preistheorielehrbuchs gibt spiel­
theoretischen Ansätzen breiten Raum (Krelle). Es 
gibt jedoch auch eine bemerkenswerte neuere Buch­
veröffentlichung, die einen anderen Standpunkt ein- 
nimmt (Okuguchi).

B. Statische Modelle

1- Begriff

Unter einem statischen Oligopolmodell wird hier 
ein Modell verstanden, das die Form eines n-Per- 
sonenspiels in Normalform G = (A },..., A n; Zz) 
hat. In einem derartigen Spiel G verfügt jeder der 
von 1 bis n durchnumerierten Spieler über eine 
Menge A, von reinen Strategien Ein Vektor 
a= («!,...,¡2n) mit ¿Zj e für i — 1,...,« wird 
Kombination reiner Strategien für G genannt. Die 
Menge aller Kombinationen reiner Strategien wird 
mit A bezeichnet. Zu jedem a e A gehört ein Aus­
zahlungsvektor

(1) h(a) = /?„(«))

Hierbei ist h-^a) die Auszahlung an Spieler i. Die 
Vektorfunktion h wird Auszahlungsfunktion ge­
nannt.

In einem statischen Oligopolmodell sind die Spie­
ler die Oligopolisten. Die reinen Strategien sind 
Kombinationen von Aktionsparametern a-, = («¡i, 
. ..,aik). Die Aktionsparameter at-s sind Mengen, 
Preise, Werbeausgaben oder andere Entscheidungs­
variablen. Falls nicht ausdrücklich etwas anderes 
gesagt wird, ist unter der Auszahlung h^a) der 
Gewinn des Oligopolisten i zu verstehen. Die über­
wiegende Mehrzahl der oligopoltheoretischen Unter­
suchungen geht von der Gewinnmaximierungshypo­
these aus. Es ist jedoch auch denkbar, daß andere 
Zielsetzungen verfolgt werden und dementsprechend 
etwas anderes, zum Beispiel der Umsatz, als Aus­
zahlung, betrachtet wird.

2. Modelle

In der Literatur werden häufig statische Modelle 
untersucht, die dadurch gekennzeichnet sind, daß 
jeder Oligopolist genau einen Aktionsparameter hat. 
Solche Modelle sollen im folgenden einfache Oligo­
polmodelle genannt werden.

Das wichtigste einfache Oligopolmodell ist das 
Cournot-Modell (Cournot). Die Aktionsparameter 
sind hier Angebotsmengen eines homogenen Gutes; 
der Preis ist eine Funktion des Gesamtangebots.

Das Bertrand-Modell ist ein einfaches Oligopol­
modell, in dem die Aktionsparameter Preise eines 
homogenen Gutes sind. Der Absatz verteilt sich zu 
gleichen Teilen auf diejenigen Anbieter, die gemein­
sam den niedrigsten Preis haben; die anderen setzen 
nichts ab (Bertrand).

Ein anderes einfaches Preisvariationsmodell, in 
dem die Aktionsparameter Preise differenzierter Pro­
dukte sind, kann nach seinem Urheber Chamberlin- 
Modell genannt werden (Chamberlin). Die Absatz­
mengen sind hier stetige Funktionen aller Preise.

Modelle, die sich mit der Standortkonkurrenz auf 
einer Strecke befassen, werden Launhardt-Hotelling- 
Modelle genannt (Launhardt, Hotelling). In einer 
einfachen Version tritt nur der Standort als Aktions­
parameter auf. Die Nachfrage wird als über die 
Strecke gleichverteilt angenommen. Die pro Längen­
einheit nachgefragte Menge ist fest vorgegeben. Die 
Absatzmengen ergeben sich aus dem Prinzip, daß die 
Nachfrage überall von dem nächsten oder zu glei­
chen Teilen von den nächsten Anbietern erfüllt 
wird. Die Auszahlungen sind proportional zu den 
Absatzmengen.

Das eben beschriebene Launhardt-Hotelling-Mo- 
dell ist über den engeren Bereich der Oligopoi- 
theorie hinaus von Interesse, da es im Rahmen 
der ökonomischen Theorie der Demokratie als 
Wahlkampfmodell interpretiert wird. Die Oligopoli­
sten sind dort Parteien, die mit der Festlegung 
ihrer ideologischen Position auf einer Links-Rechts- 
Skala um die Gunst der Wähler kämpfen.

Die beschriebenen Modelle können in verschiede­
ner Richtung weiter ausgebaut werden. Es ist leicht, 
weitere Aktionsparameter, wie Werbeausgaben, Pro­
duktqualität, usw., in das Chamberlain-Modell auf­
zunehmen. Eine kompliziertere Version des Hotel- 
ling-Modells enthält Ab-Werkspreise als zusätzliche 
Aktionsparameter (Hotelling). In der Literatur findet 
man auch Standortmodelle, in denen die Konkurrenz 
nicht auf einer Strecke, sondern in der Ebene statt­
findet (Beckmann 1973). Die speziellen Probleme 
des Mehrproduktenoligopols sind auf der Basis ver­
allgemeinerter Chamberlin-Modelle analysiert wor­
den (Selten 1970, Eichhorn).

Bei der Konstruktion von Preisvariationsmodellen 
mit Kapazitätsgrenzen tritt eine Modellierungs­
schwierigkeit auf, die als Nachfragerationierungs­
problem bezeichnet werden kann. Die Möglichkeit


